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Heidelberg 

Antrag Nr.: 

0 0 5 3 / 2 0 1 9 / AN    
 
Antragsteller: CDU 
Antragsdatum: 12.06.2019 

Federführung: 

Dezernat III, Kinder- und Jugendamt 

Beteiligung: 

 

Betreff: 

Prüfung der Einführung eines verbindlichen Masern-
Impfnachweises an städtischen Kindertagesstätten 

Antrag 

Beratungsfolge: 

Gremium: Sitzungstermin: Behandlung: Beratungsergebnis: Handzeichen: 

Gemeinderat 27.06.2019 Ö   

Jugendhilfeausschuss 14.11.2019 Ö   

Gemeinderat 21.11.2019 Ö   

 

Beschlusslauf 
Die Beratungsergebnisse der einzelnen Gremi-

en beginnen ab der Seite 2.2 ff. 
Letzte Aktualisierung: 28. November 2019 
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Der Antrag befindet sich auf der Seite 3.1  
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Sitzung des Gemeinderates vom 27.06.2019 

Ergebnis: verwiesen in den Jugendhilfeausschuss 
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Sitzung des Jugendhilfeausschusses vom 14.11.2019 

Ergebnis: Antrag wurde behandelt 
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Sitzung des Gemeinderates vom 21.11.2019 

Ergebnis: Antrag wurde behandelt 
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A n t r a g  N r . :  0 0 5 3 / 2 0 1 9 / AN   

Briefkopf des Antragstellers: 

 

 

Heidelberg, 12. Juni 2019  

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Prof. Dr. Würzner,  

für die nächste Sitzung des Gemeinderates stellen die Unterzeichner gemäß § 18 Absatz 3 der 
Geschäftsordnung des Gemeinderates der Stadt Heidelberg den Antrag, folgenden Tagesord-
nungspunkt aufzunehmen:  

Prüfung der Einführung eines verbindlichen Masern-Impfnachweises an städtischen Kin-
dertagesstätten  

Wir beantragen die Prüfung der rechtlichen Voraussetzungen für die Einführung eines verbindli-
chen Masern-Impfnachweises für die Aufnahme an städtischen Kindertagesstätten. Ziel ist der 
Schutz insbesondere der Kinder vor dieser gefährlichen Krankheit. Sollten es keine rechtliche 
Handhabe geben, bitte wir um Erarbeitung anderer Alternativen, die den Schutz vor Masern in 
städtischen Einrichtungen erhöhen.  

Begründung  

Deutschland hat sich dem Ziel der Weltgesundheitsorganisation verpflichtet, die Masern bis 2020 
auszurotten. Davon ist unser Land weit entfernt. Die Maserngefahr steigt wieder. Baden-
Württemberg steht mit einer Impfquote von rund 89% bei der zweiten Impfung sogar am Ende der 
Bundesländer. Ein umfassender Schutz für Säuglinge im Alter von unter sechs Monaten, Klein-
kinder, Schwangere und Menschen mit angeborenen oder erworbenen (z.B. durch Chemothera-
pie) Störungen des Immunsystems besteht verlässlich jedoch erst ab einer Impfquote von über 
95%. Gerade bei Kindern unter 5 Jahren kommt es besonders häufig zu Komplikationen der Ma-
sern. Dazu gehören Mittelohrentzündungen, Lungenentzündungen und Durchfälle. Diese Alters-
gruppe ist auch besonders gefährdet im Verlauf der Infektion eine Masernenzephalitis zu entwi-
ckeln, die in seltenen Fällen sogar tödlich verlaufen kann.  
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Wir wollen, dass die Stadt Heidelberg in ihren Einrichtungen Kinder schützt, die aus Altersgrün-
den noch nicht geimpft werden können und solche, die aus anderen Gründen keinen aktiven 
Impfschutz erhalten können. Ebenso schwangere Frauen, deren Kinder eine Kita besuchen. Ab-
seits der bundesweiten Diskussionen ist zu prüfen, ob wir vor Ort jenseits von reiner Information 
etwas tun können, dass von nicht geimpften Kindern keine Gefahr für andere ausgeht. Die Ent-
scheidung der Eltern ist zu respektieren, wenn sie ihre Kinder nicht impfen möchten. Im Umkehr-
schluss müssten diese dann aber mit der Konsequenz leben. Unsere Kitas müssen ein sicherer 
Ort sein und Schutz unseren Kindern auch Schutz vor unnötig noch verbreiteten Krankheiten wie 
den Masern bieten. Dies sollte auch durch ausreichende Aufklärung und Informationen über die 
Folgen bei ausbleibender Impfung gewährleistet werden. 

g e z e i c h n e t  C D U - F r a k t i o n  
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